
 
6. Änderungssatzung zur Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 

(Abwassersatzung – AbwS) 
 
 
Aufgrund des § 56 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (WHG) in der Neufassung des Art. 
1 zur Neuregelung des Wasserrechts vom 31.07.2009 (BGBl. I, S. 2585), zuletzt geändert durch 
Art. 2 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. I, Nr. 189) i.V. mit § 50 Abs. 1 des Sächsischen 
Wassergesetzes (SächsWG) in der Neufassung vom 12.07.2023 (SächsGVBl. S. 503), zuletzt 
geändert durch Art. 17 des Gesetzes vom 27.06.2025 (SächsGVBl. S. 285), der §§ 4, 14, 124 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 09.03.2018 (SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert durch Art. 15 des 
Gesetzes vom 27.06.2025 (SächsGVBl. S. 285), des § 47 i.V.m. §§ 6 Abs. 1, 5 Abs. 4 des 
Sächsischen Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (SächsKomZG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15.04.2019 (SächsGVBl. S. 270), zuletzt geändert durch Art. 3 des 
Gesetzes vom 09.02.2022 (SächsGVBl. S. 134) und der §§ 2, 9, 17 und 33 des Sächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09.03.2018 
(SächsGVBl. S. 116), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 13.12.2023 (SächsGVBl. 
S. 876) hat die Verbandsversammlung am 26.09.2025 folgende 6. Änderungssatzung 
beschlossen: 
 

Artikel 1 
 

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Der Abwasserzweckverband Röderaue (im Folgenden: Zweckverband) betreibt die 
Beseitigung des in seinem Gebiet anfallenden Abwassers als eine einheitliche öffentliche 
Einrichtung (aufgabenbezogene Einheitseinrichtung).“  

 
2. § 1 Abs. 2 entfällt. 

 
3. § 1 Abs. 3 wird neu § 1 Abs. 2. 

 
4. § 1 Abs. 4 wird neu § 1 Abs. 3. 
 

5. In § 11 Abs. 5 Satz 2 wird 
 

„… nach § 48 Abs. 6 abgegolten.“  geändert in „…nach § 48 Abs. 2 abgegolten.“ 

 

6. In § 19 Abs. 5 werden nach Satz 1 neu eingefügt: 
 

„Der Inhalt aus privaten Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben geht mit der Abfuhr in das 
Eigentum des Zweckverbandes oder des von ihm beauftragten Dritten über. Eine 
Verpflichtung, in diesen Inhalten nach verlorenen Gegenständen zu suchen oder suchen zu 
lassen, besteht nicht. Werden darin Wertgegenstände gefunden, wird der Zweckverband sie 
als Fundsache behandeln.“ 
 

7. In § 19 Abs. 8 a) wird nach „die Wartungsprotokolle“ neu eingefügt: 
 

„innerhalb von 6 Wochen nach Abschluss der Wartung“. 
 

8. In § 20 Abs. 2 wird gestrichen: 
 
„…der Einrichtung 1…“ 
 

9. In § 25 Abs. 2 wird gestrichen: 
 

„…für die Einrichtung 1…“ 

 



10. In § 29 Abs. 2 wird folgender Zusatz ersatzlos gestrichen: 
 
„- für das Entsorgungsgebiet Wülknitz ein Nutzungsfaktor 0,2 (§ 25 Abs. 4 Nr. 1) –“ 
 

11. In § 33 wird gestrichen: 
 
„…der Einrichtung 1…“ 
 

12. In § 40 wird folgender Abs. 2 und 4 neu eingefügt: 
 
„(2) Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungseigentümer nur 
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil Gebührenschuldner; entsprechendes gilt für sonstige 
dinglich zur baulichen Nutzung Berechtigte.“ 
 
„(4) Die Abwassergebühr ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Falle des Absatzes 
1 Satz 2 auf dem Erbbaurecht oder sonstigen dinglichen Nutzungsrecht, im Falle des Absatzes 
2 auf dem Wohnungs- oder dem Teileigentum; entsprechendes gilt für sonstige dingliche 
Nutzungsrechte.“ 
 
Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3. 
 

13. In § 43 Abs. 1 wird gestrichen: 
 

„… schriftlich …“. 
 

14. § 43 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind schriftlich bis zum 20.01. des 
für den Abrechnungszeitraum folgenden Jahres beim Zweckverband einzureichen. Verspätete 
Anträge werden bei der Abrechnung nicht berücksichtigt. Mit dem Antrag sind die 
erforderlichen Nachweise vorzulegen und die beantragte abzusetzende nicht eingeleitete 
Wassermenge zu beziffern.“ 
 

15. In § 45 wird folgender Abs. 3 neu eingefügt: 
 

„Maßgebend für die Flächenberechnung ist der Zustand zu Beginn des Veranlagungszeit-
raumes; bei erstmaliger Entstehung der Gebührenpflicht der Zustand zum Zeitpunkt des 
Beginns des Benutzungsverhältnisses. Veränderungen an der versiegelten Fläche, die im 
Laufe eines Kalenderjahres erfolgen, sind ab dem 1. Januar des Folgejahres in der Flächen-
berechnung zu berücksichtigen.“ 
 

16. In § 47 Abs. 1 wird gestrichen: 
 
„… für die Einrichtung 1…“ 
 

17. In § 48 Abs. 1 wird gestrichen: 
 
„…der Einrichtung 1…“ 
 

18. § 51 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„Die Gebührenschuld entsteht 
1. in den Fällen des § 47, § 48 Abs. 1, 2 und 4 Nr. 2 jeweils zum Ende eines 

Kalenderjahres für das jeweilige Kalenderjahr (Veranlagungszeitraum), 
2. in den Fällen des § 48 Abs. 3 und 4 Nr. 1 mit der Erbringung der Leistung bzw. 

Anlieferung des Abwassers und 
3. in den Fällen des § 7 Abs. 3 im Zeitpunkt der Einleitung.“ 

 
 



19. § 52 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„(1) In der Gemeinde Röderaue und den Ortsteilen Zabeltitz und Treugeböhla der Stadt 
Großenhain sind jeweils zum 15. Februar, 15. April, 15. Juni, 15. August, 15. Oktober und 15. 
Dezember eines jeden Jahres Vorauszahlungen auf die voraussichtliche Gebührenschuld 
nach § 51 Abs. 2 Nr. 1 und der anteilig aktuellen Grundgebühr zu leisten. Der Vorauszahlung 
ist jeweils 1/6 der Gebühr des Vorjahres zugrunde zu legen; Änderungen der Gebührenhöhe 
sind dabei zu berücksichtigen. 
In der Gemeinde Wülknitz und den Ortsteilen Görzig, Strauch, Stroga, Skäßchen, Uebigau, 
Skaup, Nasseböhla, und Krauschütz der Stadt Großenhain sind jeweils zum 15. März, 15. Mai, 
15. Juli, 15. September, und 15. November eines jeden Jahres Vorauszahlungen auf die 
voraussichtliche Gebührenschuld nach § 51 Abs. 2 Nr. 1 und der anteilig aktuellen 
Grundgebühr zu leisten. Der Vorauszahlung ist jeweils 1/5 der Gebühr des Vorjahres zugrunde 
zu legen; Änderungen der Gebührenhöhe sind dabei zu berücksichtigen. 
Fehlt eine Vorjahresabrechnung oder bezieht sich diese nicht auf ein volles Kalenderjahr, wird 
die voraussichtliche Gebühr geschätzt.“ 
 
 

Artikel 2 
 
Die 6. Änderungssatzung zur Abwassersatzung - mit Ausnahme der Ziffern 6, 7, 12, 14, 15, 
18 und 19 des Artikel 1 - tritt zum 01.01.2023 in Kraft. Die Ziffern 6, 7, 12, 14, 15, 18 und 19 
des Artikel 1 treten mit der öffentlichen Bekanntmachung der 6. Änderungssatzung zur 
Abwassersatzung in Kraft.  
 
Röderaue, 06.10.2025 
 
 
 
Bernd Schuster 
Verbandsvorsitzender 
 
 
(Hinweis nach § 4 Abs. 4 SächsGemO) 
 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zu Stande gekommen 
sind, gelten ein Jahr nach Ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zu Stande 
gekommen. Dies gilt nicht, wenn 1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt 
ist, 2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 3. der Bürgermeister dem Beschluss nach 
§ 52 Abs. 2 wegen Gesetzeswidrigkeit widersprochen hat, 4. vor Ablauf der in Satz 1 
genannten Frist a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder b) die 
Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung 
des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.  

 

 


